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Senatsverwaltung für
Integration, Arbeit und Soziales

 Herrn Abgeordneten Lars Düsterhöft (SPD)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/10398
vom 15. Dezember 2021
über
Abschied vom berlinpass - Neuer Berechtigungsnachweis von den jeweils
zuständigen Leistungsstellen

-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

1. Aus welchem Grund wird der berlinpass, welcher bisher für volljährige
Leistungsberechtigte in den Berliner Bürgerämtern ausgegeben wurde, abgeschafft und
ein neuer Berechtigungsnachweis, welcher dann durch die jeweiligen Leistungsstellen
ausgestellt werden soll, eingeführt?

Zu 1.: Ausgangspunkt für die Umstellung des Verfahrens war der Beschluss des Rats
der Bürgermeister vom 23. Juli 2020 – Nr. R-880/2020 – mit dem die
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales aufgefordert wurde, die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der berlinpass zukünftig von der
leistungsgewährenden Stelle im Zuge einer einheitlichen Bescheiderteilung
automatisch als Teil der jeweiligen IT-Fachverfahren erfolgen soll.
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Die für eine veränderte Zuständigkeit notwendigen Voraussetzungen stellten sich
damit wie folgt dar:

· Leistungen aus einer Hand (Vermeidung zusätzlicher Wege zum Erhalt des
neuen Berechtigungsnachweises),

· Ausgabe des Berechtigungsnachweises von Amts wegen an alle
anspruchsberechtigten Personen ohne persönliche Vorsprache bei der
zuständigen Leistungsstelle,

· weitgehende Nutzung der eingesetzten IT-Fachverfahren zur Erzeugung
des Berechtigungsnachweises,

· Erstellung eines einheitlichen stigmatisierungsfreien Dokuments durch die
Leistungsstellen,

· automatischer Versand des Berechtigungsnachweises zusammen mit dem
Leistungsbescheid.

Eine „1 zu 1-Übertragung“ der Aufgabe an die Leistungsstellen, also die händische
Ausstellung des berlinpass als Pappkarte inklusive aufzubringendem Passfoto
sowie die persönliche Vorsprache in den Leistungsstellen war vor diesem
Hintergrund der zuvor genannten Parameter nicht mehr möglich, zumal der damit
einhergehende Zeit- und Personalaufwand ohne tatsächliche Verbesserung des
Prozesses in keinem Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen gestanden hätte.

Das seit dem 1. Januar 2009 durchgeführte Verfahren der Ausstellung und
Ausgabe des berlinpass durch die Bürgerämter von Berlin sollte zum einen
Stigmatisierungen in Bezug auf den zu erkennenden Leistungsanspruch
vermeiden und zum anderen einen schnellen und einfachen Zugang zum
berlinpass ermöglichen. Die Praxis der letzten Jahre (händisches Befüllen des
berlinpass, persönliche Vorsprache beim Bürgeramt) sowie auch die
fortbestehende Corona-bedingte besondere Situation haben jedoch deutlich
gemacht, dass es insbesondere in Bezug auf die Sicherstellung der Mobilität der
anspruchsberechtigten Personen eines neuen Verfahrens unter Einbeziehung der
technischen Möglichkeiten bedarf.

2. Ist mit der Umstellung zum 1. Juni 2022 gewährleistet, dass die Versendung der
Berechtigungsnachweise zentral und automatisch erfolgen kann, so dass eine erneute
Vorsprache bei den jeweiligen Leistungsstellen für die volljährigen Leistungsberechtigten
entfällt?

Zu 2.: Mit der Umstellung des Verfahrens der Ausgabe eines
Berechtigungsnachweises zum 1. Juli 2022 von Amts wegen durch die jeweils
zuständigen Leistungsstellen wird eine persönliche Vorsprache nicht erforderlich
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sein. Das neue Verfahren wird aktuell technisch und organisatorisch dahingehend
vorbereitet, dass alle anspruchsberechtigten Personen rechtzeitig vor dem 1. Juli
2022 im Besitz des neuen Berechtigungsnachweises sind. Grundsätzlich kann
jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass es im Einzelfall auch mal zu
Verzögerungen kommen kann.

3. Inwiefern sind die Berliner Jobcenter sowie die Berliner Sozialämter auf die neue Aufgabe
vorbereitet bzw. welche Vorbereitungen müssen noch getroffen werden, damit die
Umstellung im Sinne Mitarbeiter*innen und der Kund*innen bzw. Leistungsberechtigten
reibungslos verläuft?

Zu 3.: Die Berliner Jobcenter, die Sozialämter sowie die anderen Leistungsstellen
sind von Beginn an eng in den Umstellungsprozess eingebunden. Im Rahmen
unterschiedlicher Arbeitsgruppen werden mit Unterstützung von Praktikern vor Ort
die einzelnen für die Umsetzung erforderlichen Arbeitsschritte in die
Leistungsgewährungsprozesse integriert. Dies betrifft sowohl die technische als
auch die händische Umsetzung. Sofern gesonderte Eingabemasken für die
Erstellung des Berechtigungsnachweises erforderlich sind, werden diese
entsprechend programmiert. Ferner werden der Berechtigungsnachweis sowie
ein Informationsschreiben als Dokument in den jeweiligen IT-Fachverfahren
hinterlegt und nutzbar gemacht.

Für den Rechtskreis SGB II bedarf es darüber hinaus eines Abschlusses einer
Kooperationsvereinbarung zwischen den einzelnen Jobcentern und den Bezirken
sowie im Anschluss daran eines Beschlusses der jeweiligen Trägerversammlung.
Beides wird derzeit zusammen mit den Jobcentern und der Regionaldirektion
Berlin-Brandenburg vorbereitet.

4. Wann werden die Kund*innen und Leistungsberechtigten über die neue Zuständigkeit
informiert? Wie erfolgt diese Information?

Zu 4: Alle anspruchsberechtigten Personen erhalten von den zuständigen
Leistungsstellen zusammen mit ihrem ersten Berechtigungsnachweis einen
Informationsbrief, in dem das neue Verfahren hinreichend erläutert wird. Darüber
hinaus geben die Berliner Bürgerämter schon jetzt eine Kurzinformation an die
anspruchsberechtigten Personen aus, die dort einen berlinpass beantragen. Der
berlinpass wird nur noch befristet bis zum 30. Juni 2022 ausgegeben.

Zeitnah wird eine zusätzliche Information über eine entsprechende
Pressemitteilung erfolgen und auch die Internetseiten, die über den berlinpass
informieren, werden entsprechend angepasst.
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5. Mit welchem zusätzlichen Personalaufwand ist bei den Leistungsstellen zu rechnen?

Zu 5.: Der personelle Mehraufwand in den jeweiligen Leistungsstellen gestaltet sich
je nach Umsetzung des Verfahrens sehr unterschiedlich. Die Wohngeldstellen, das
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, das Landesamt für
Gesundheit und Soziales sowie die Justizvollzugsanstalten haben keinen
personellen Mehraufwand geltend gemacht.

Die Jobcenter haben auf der Grundlage der skizzierten Prozesse einen
personellen Mehraufwand in Höhe von rd. 825.307 Euro jährlich geltend gemacht.
Die Bezirke – Geschäftsbereich Soziales – haben für das Jahr 2022 einen
personellen Mehraufwand von insgesamt 289.581 Euro bei 5,72
Vollzeitäquivalenten der Vergütungsgruppe E 9b/Besoldungsgruppe A 10 sowie
beginnend ab dem Jahr 2023 einen personellen Mehraufwand von insgesamt
159.814 Euro bei 3,22 Vollzeitäquivalenten der Vergütungsgruppe E
9b/Besoldungsgruppe A 10 gemeldet. Bei einem zeitlichen Mehraufwand von
542,95 Stunden werden unter Ansatz der Vergütungsgruppe E 9b TV-L beim
Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten (LAF) und 0,33 gemeldeten
Vollzeitäquivalenten Kosten in Höhe von 16.316 Euro (30,05 Euro/Stunde)
veranschlagt.

6. Wie viele Vorsprachen bzw. Termine gab es in 2020 und 2021 bei den Berliner
Bürgerämtern, bei denen die Verlängerung des berlinpasses im Mittelpunkt stand? Wie
groß ist die voraussichtliche Entlastung der Berliner Bürgerämter durch die Umstellung der
Zuständigkeit?

Zu 6.: Nach Ausbruch der Pandemie wurde als Reaktion auf die eingeschränkten
Möglichkeiten der Kundenbedienung die Ausstellung bzw. Verlängerung des
berlinpasses zunächst ausgesetzt und ab März 2021 auf ein schriftliches Verfahren
umgestellt. Währenddessen konnten Kundinnen und Kunden Vergünstigungen
auf Basis des Leistungsbescheides in Anspruch nehmen. Gleichwohl wurden
berlinpässe in den Bürgerämtern ausgestellt, sofern die Kundinnen und Kunden
wegen anderer Dienstleistungen einen Termin hatten. Demzufolge sind die Zahlen
2020 und 2021 nicht repräsentativ. Zudem wird bei der Bearbeitung eines
berlinpass-Antrags statistisch nicht zwischen Verlängerung und Neuausstellung
unterschieden.

Im Jahr 2020 wurden insgesamt 91.156 und im Jahr 2021 (Stand Oktober) 80.727
berlinpässe ausgestellt. Zum Vergleich: Im Jahr 2019 waren es 380.573.
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Im langjährigen Mittel verzeichnen die Bürgerämter im Schnitt monatlich ca.
30.000 berlinpass-Ausstellungen. In dieser Größenordnung bewegt sich auch die
Entlastung der Bürgerämter bei Umstellung der Zuständigkeit.

Berlin, den 29. Dezember 2021

In Vertretung

Wenke C h r i s t o p h
_____________________________
Senatsverwaltung für
Integration, Arbeit und Soziales


